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DAS WETTER BEI UNS 

Aufhellungen 
und einzelne 
Regenschauer 
max. 10° 
min. 4° 

Heute 
Stark bewölkt, 
zeltweise 
Schneefall 

• max. 3° 
min. 1° 

Morgen S M A -
METEO Schweiz  

Weitere Wetterinfos - Letzte Seite 

MOBIL-EXTRA 

Neuheiten-
festival in Genf 
Vom 2. bis 12. März können die 
Bcsucher gleich vier neue 
Modelle von Nissan in Augen­
schein nehmen. Seite 17 

D I E N S T A G  

Impfung und Kleider: 
Schutz gegen Zecken 
VADUZ: Der Winter ist die richtige Zeit für 
eine Zeckenschutzimpfung. Die nur wenige 
Millimeter grossen Tiere werden ab März 
wieder aktiv. Gefährdet sind alle Menschen, die 
sich regelmässig im Wald oder im Unterholz 
aufhalten. Seite 2 

Erbschaftssteuer: Regie­
rung geht eigenen Weg 

VADUZ: Be­
züglich der Erb­
schafts- und 
S c h e n k u n g s ­
steuer geht die 
Politik der 
Schweiz und 
Liechtens te ins  
getrennte Wege. 
Während in der 
Schweiz ein 

| Kanton nach 
dem anderen 

diese beiden Steuern entweder für Nachkom­
men oder sogar teilweise ganz abschaffen, be­
vorzugt die Regierung nur eine Senkung dieses 
Steuersatzes. Seite 3 

Vaduzzogsou verän 
ins Finale ein 

S C H I E S S E N :  
Die Entschei­
dungen um den 
Einzug in den 
O s t s c h w e i z e r  
L u f t g e w e h r -
Gruppenfinal in 
Wil sind gefal­
len. Mit einem 
neuen OSPSV-
Rekord von 
4707 Punkten 
entschied Gos-
sau die Qualifi­

kation klar für sich. Für Furore sorgte in der 
3. Qualifikations-Runde auch Vaduz I. Die Re­
sidenzler sorgten mit 1557 Punkten für einen 
Liechtensteiner Rekord. Damit hat das Quar­
tett Bruno Andreoli (Bild), Martin Seger, Oliver 
Geissmann sowie Rainer Caseli mit total 4628 
Punkten noch vor Bischofszell Position zwei 
bezogen. Seite 13 

Portugals Präsident 
sagt Wien-Besuch ab 

W I E N / B R Ü S ­
SEL: Der  Kon­
flikt zwischen 
Österreich und 
der  Europäi­
schen Union 
(EU) hat am 
Montag zur Ab­
sage eines 
Wien -Besuchs  
des portugiesi­
schen Staats­
p r ä s i d e n t e n  

Jorge Sampaio geführt. Der  Besuch hätte 
anfangs Marz stattfinden sollen. Seite 23 

Ermittlungen laufen auf 
Hochtouren 
BRÜHL: Nach dem verheerenden Zugunglück 
in Brühl bei Köln mit acht Toten und vielen 
Verletzten haben die Bergungsmannschaften 
am Montagabend die Durchsuchung der 
Waggons beendet. Nach Angaben der Polizei 
wurden keine weiteren Toten in den Trümmern 
gefunden. Letzte Seite 

GWK: Nein zum Gesetz über 
preiswerten Wohnungsbau 

Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer unterstützt das Referendumskomitee 

Am 25. und 27. Februar wird 
die Bevölkerung die Entschei­
dung an der Urne fällen. Wird 
das neue Gesetz über die För­
derung des preiswerten Woh­
nungsbaues angenommen, 
oder wird das Referendumsko­
mitee an der Urne unterstützt, 
welches für eine Verwerfung 
des neuen Wohnbauförde-
rungsgesetzes plädiert? Die 
Gewerbe- und Wirtschafts­
kammer für das Fürstentum 
Liechtenstein (GWK) hat eine 
Entscheidung gefunden: Sie 
unterstützt die Referendums­
werber. 

Peter Kindle 

Die GWK hat entschieden: In der 
Kammervorstandssitzung vom 19. 
Janüaf 2000 wurde einstimmig be­
schlossen, sich gegen das Inkrafttre­
ten des neuen Gesetzes über die 
Förderung des preiswerten Woh­
nungsbaues auszusprechen. Aus 
diesem Grund empfiehlt die GWK 
in der Januarausgabe ihres Wirt-
schaftsmagazines, beim Urnengang 
die Referendumswerber zu unter­
stützen. 

«Das neue Gesetz trifft die 
Kleinen!» 

«Der Kammervorstand der GWK 
hat sich einstimmig dafür ausgespro­
chen, die Initianten des Referen­
dums zu unterstützen», bestätigte 
GWK-Geschäftsführer Oliver 
Gerstgrasser auf Anfrage. «Falls das 
Gesetz in jener Form in Kraft treten 
wird, wie es vom Landtag im ver­
gangenen Oktober beschlossen wur­
de, werden vor allem Kleinverdiener 
massiv getroffen. Die Zahlenbei-

Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer hat entschieden: Das neue Gesetz über die Förderung des preiswerten 
Wohnungsbaues wird nicht unterstützt.« (Bild: bak) 

spiele, welche vom Referendumsko­
mitee dargelegt wurden, bringen die 
Differenzen klar an den Tag», beton­
te Oliver Gerstgrasser. «Das neue 
Gesetz würde für jene Personen, die 
sich den Traum eines Eigenheims er­
füllen, monatliche Mehrkosten von 
mehr als 210 Franken verursachen. 
Für viele wäre diese finanzielle 
Mehrbelastung nicht zu tragen», so 
der Geschäftsführer der GWK. 

Druck auf Unternehmer 
Oliver Gerstgrasser führte wei­

ter aus, dass aufgrund der finanziel­
len Mehrbelastung für den jeweili­
gen Bauherrn, welche durch die 
Annahme des neuen Gesetzes re­

sultieren würde, auch Auswirkun­
gen auf das Bauvolumen zu erwar­
ten wären. Wurde in den letzten 
Jahren vermehrt die verdichtete 
Bauweise propagiert und geför­
dert, geht das neue Gesetz wieder 
in eine entgegengesetzte Richtung. 
Auch zum Raumplanungsgesetz, 
das sich zur Zeit in Ausarbeitung 
befindet, sind Diskrepanzen zu er­
kennen. «Der Druck auf Liechten­
steiner Unternehmer würde durch 
die Annahme des neuen Gesetzes 
wachsen. Vor allem jene Sektoren, 
die sich durch qualitativ hochwerti­
ge Arbeiten im Markt profilieren 
konnten, müssten aufgrund der  
Kürzungen im Bereich der  Wohn-

bauförderung mit negativen Aus­
wirkungen rechnen. 

Informationsversammlung 
Die GWK kündet in ihrem Mo­

natsmagazin an, am 14. Februar eine 
Informationsversammlung zum neu­
en Wohnbauförderungsgesetz zu or­
ganisieren. «An dieser Versammlung 
stellen wir dem Referendumskomi­
tee die Infrastruktur der GWK zur 
Verfügung, um ihre Position zum Re­
ferendum darzulegen», erklärt Oli­
ver Gerstgrasser. «An der Versamm­
lung geht es grundsätzlich darum, 
qualitativ sachliche Informationen zu 
vermitteln. Es soll nicht auf emotio­
neller Ebene argumentiert werden». 

WTO legt Fahrplan fest 
Verhandlungen über Agrar- und Dienstleistungen in kommenden Wochen 

GENF: Die Verhandlungen über 
den Abbau weiterer Handelshemm-
nisse im Agrar- und Dienstleis­
tungsbereich sollen in den nächsten 
Wochen beginnen. Darauf einigten 
sich die Botschafter der 135 Mit­
gliedländer der Welthandelsorgani­
sation (WTO) am Montag. 

«Wir sind zurück im Geschäft», er­
klärte WTO-Generaldirektor Mike. 
Moore nach dem Treffen mit den 
Diplomaten in Genf. Seit Seattle ge­
be es an «allen Fronten Fortschrit­
te». Die WTO sei daran, Vertrauen 
aufzubauen. «Jeder muss aber flexi­
bel sein», betonte Moore. 

Die Verhandlungen im Agrarbe-
reich sollen Ende März aufgenom­
men werden. Die reguläre Arbeits­
gruppe Landwirtschaft trifft am 23. 
und 24. März zusammen. Eine Ar­
beitsgruppe zur Ausarbeitung des 
Programms für die Verhandlungen 
für weitere Liberalisierungen im 

Landwirtschaftsbereich soll entwe­
der direkt vor oder direkt nach die­
sem Treffen zusammenkommen. 

Die Botschafter der WTO-Mitglie-
der einigten sich an ihrer ersten for­
mellen Sitzung in diesem Jahr darauf 
dass die Verhandlungen im Dienstleis­
tungssektor in der letzten Februar­
woche beginnen sollen. Bis Ende des 
Jahres sollten nach Diplomatenanga­
ben die Themen für die Freihandels-
gesprächc abgesteckt sein. 

Seit sechs Jahren hängig 
Die Verhandlungen für den wei­

teren Abbau von Handelshemmnis­
sen bei Agrar- und Dienstleistungen 
waren bereits 1994 zum Ende der 
Uruguay-Runde festgelegt worden. 
Die Lancierung einer umfassenden 
Freihandelsrunde war im letzten 
Dezember bei der WTO-Minister-
tagung in Seattle gescheitert. 

Auch bei den neuen Verhandlun­
gen rechnen Diplomaten mit einem 

zähen Ringen. Knacknuss ist die 
Subventionspolitik der Europäi­
schen Union (EU) und anderer 
Länder, die ihren Agrarsektor mit 
Subventionen schützen wollen. 

Dazu gehören neben der Schweiz 
auch Japan, Südkorea und Norwe­
gen. Dem stehen Agrar-Exportlän-
der wie Australien und Kanada so­
wie Argentinien und Thailand ge­
genüber. 

Moore präsentierte den Bot­
schaftern am Montag ein Arbeits­
programm für die nächsten Monate, 
das vor allem den ärmsten Ländern 
zugute kommen soll. 

Der  Abbau von Zollschranken auf 
praktisch alle Exportprodukte die­
ser Länder sowie eine Verlängerung 
der Übergangsfristen für bereits be­
schlossene Abkommen hätten im 
Rahmen einer Freihandelsrunde in 
Seattle beschlossen werden sollen. 
Dies kam durch das Scheitern der 
Konferenz nicht zu Stande. 

Einführung 
eines Handy-
Labels 
BERN: Mit einen? freiwilligen 
Handy-Label will das Bundes­
amt für Gesundheit (BAG) dem 
Konsumenten-Wunsch nach 
strahlungsarmen Mobiltelefo­
nen entsprechen. Steigt die In­
dustrie ein, könnte die Deklara­
tion bereits im Sommer Realität 
werden. Bis anfangs März soll 
ein entsprechendes Konzept 
vorgelegt werden, sagte Miijana 
Moser, Leiterin der Sektion 
Physik und Biologie beim BAG 
auf Anfrage der Nachrichtena­
gentur sda. Anschliessend sollen 
die Vorschläge mit Herstellern 
und Konsumentinnenorganisati­
on diskutiert werden. Die De­
klaration der  Strahlenbelastung 
geschieht auf freiwilliger Basis, 
da es dazu keine gesetzliche 
Grundlage gibt. Laut Moser 
werden die empfohlenen Grenz­
werte eingehalten. 


